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Mit dem vorliegenden Bericht der Landesregierung erfolgt eine Unterrichtung in dem 
unter Ziffer 7, letzter Absatz, des Anmeldungsschreibens vom 27. November 2020 
erbetenen Umfang. 

Die Landesregierung misst der Bekämpfung aller Facetten des Antisemitismus auch 
und gerade im Bereich der Strafverfolgung eine herausragende Bedeutung bei. 

Für die Erledigung strafrechtlicher Ermittlungsverfahren, auch solcher wegen antise­
mitischer Straftaten, sind im Geschäftsbereich des Ministeriums der Justiz indes aus­
schließlich die Staatsanwaltschaften zuständig. Staatsanwältinnen und Staatsanwäl­
te sind dem Legalitätsprinzip verpflichtet; ihnen und nicht dem Ministerium der Justiz 
obliegt die Entscheidungshoheit über die Ermittlungen. Vor diesem Hintergrund ent­
hält sich das Ministerium der Justiz grundsätzlich jeglicher Einflussnahme auf die 
Einleitung, Führung und Erledigung von Ermittlungsverfahren. 

Gleichwohl hat das Ministerium der Justiz seinen staatsanwaltschaftlichen Ge­
schäftsbereich in Bezug auf die Strafverfolgung antisemitisch motivierter Delikte wie"' 
derholt sensibilisiert und die Th~matik u. a. Ende 2019 im Rahmen der letzten 
Diehstbesprechung mit den Leitungen der Generalsstaatsanwaltschaften und 
Staatsanwaltschaften des Landes erörtert. Dabei ist auf die Diskussion hingewiesen 
worden, dass Verfahrenserledigungen wegen gering·er Schuld bei antisemitischen 
Straftaten so selten wie möglich erfolgen sollten, und in dem - auch durch die Verfah­
·rensstatistiken gestützten - Bewusstsein, dass Verfahrenseinstellungen aus Oppor­
tunitätsgründen in diesem Deliktsbereich schon nach derzeitiger Praxis die absolute 
Ausnahme bildeten, kein Handlungsbedarf gesehen worden. 

In Bezug auf die Juristenausbildung wird aktuell diskutiert, das Deutsche Richterge­
setz zu ändern und das nationalsozialistische Unrecht ausdrücklich zum Gegenstand 
der Ausbildung zu machen. Der vorliegende Referentenentwurf für eine Neufassung 
des Gesetzes über die juristischen Prüfungen und den juristischen Vorbereitungs­
dienst (Juristenausbildungsgesetz Nordrhein-Westfalen - JAG NRW) greift diese Dis­
kussion auf und sieht vor, dass im Studium wie auch im Referendariat die Fähigkeit 
zu kritisch.er Reflexion des Rechts einschließlich seines Missbrauchspotentials zu 
fördern ist. Diejenigen Juristinnen und Juristen, die in den richterlichen oder staats­
anwaltlichen Dienst des Landes eintreten, nehmen im Übrigen schon heute im Rah­
men ihrer Einarbeitung an einer Schulung durch die Leiterin bzw. den Leiter der an 
die Justizakademie des Landes angegliederten Dokumentations- und Forschungs­
stelle „Justiz und Nationalsozialismus" teil. 

Darüber hinaus befasst sich das Zentrum für Interkulturelle Kompetenz der Justiz 
NRW (ZIK) nach wie vor intensiv mit justizspezifischen Aspekten im Themenfeld des 
Antisemitismus. In Zusammenarbeit · mit Netzwerkpartnern - u. a. jüdische Gemein­
den und Einrichtungen - wird das bereits bestehende Fortbildungsangebot kontinuier­
lich überarbeitet und fortentwickelt. . Darüber hinaus sind Dialogformate Gegenstand 
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gemeinsamer Planung, um ein besseres gegenseitiges Verständnis zu fördern. Er­
gänzend werden die Justizangehörigen proaktiv über neuere, für die Justizpraxis be­
deutsame Strömungen des Antisemitismus informiert. Eine Linksammlung mit weiter­
führenden Informationen zu der Thematik ist im Internet unter 

https://www.jak.nrw.de/behoerde/ZIK/lnformationen/Antisemitismus/index.php 

abrufbar. · 

Wegen weiterer Einzelheiten zur Sensibilisierung für das Phänomen des Antisemi­
tismus, insbesondere auch im Bereich der Aus- und Fortbildung, wird auf die Antwort 
der Landesregierung auf die Frage 5 der Kleinen Anfrage 2527 (L T-Drs. 17/6630, 
S. 3 ff.) Bezug genommen. 
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